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Gesetzentwurf der Landesregierung Beschlussempfehlung des Ausschusses für Inneres 
  

Gesetz des Landes Sachsen-Anhalt über Versammlungen 
und Aufzüge (Landesversammlungsgesetz -  

VersammlG LSA). 

Gesetz des Landes Sachsen-Anhalt über Versammlungen 
und Aufzüge (Landesversammlungsgesetz -  

VersammlG LSA). 
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§ 1 § 1 
Regelungsgegenstand Regelungsgegenstand 

  
Das Versammlungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 15. November 1978 (BGBl. I S. 1789), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24. März 2005 (BGBl. I 
S. 969), gilt als Landesrecht fort, soweit sich aus diesem Gesetz 
nichts anderes ergibt. § 15, § 16 und § 29a finden keine Anwen-
dung. 

wird gestrichen 

  
 Abschnitt 1 
 Allgemeines 
  
 § 1 
 Versammlungsfreiheit 

  
 (1) Jeder hat das Recht, öffentliche Versammlungen und 

Aufzüge zu veranstalten und an solchen Veranstaltungen 
teilzunehmen. 

  
 (2) Dieses Recht hat nicht,  
  
 1.  wer das Grundrecht der Versammlungsfreiheit gemäß 

Artikel 18 des Grundgesetzes verwirkt hat, 
  
 2.  wer mit der Durchführung oder Teilnahme an einer 

solchen Veranstaltung die Ziele einer nach Artikel 21 
Abs. 2 des Grundgesetzes durch das Bundesverfas-
sungsgericht für verfassungswidrig erklärten Partei 
oder Teil- oder Ersatzorganisation einer Partei fördern 
will, 

  
 3.  eine Partei, die nach Artikel 21 Abs. 2 des Grundge-
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setzes durch das Bundesverfassungsgericht für ver-
fassungswidrig erklärt worden ist, oder 

  
 4.  eine Vereinigung, die nach Artikel 9 Abs. 2 des Grund-

gesetzes, Artikel 13 Abs. 2 der Verfassung des Landes 
Sachsen-Anhalt verboten ist. 

  
 § 2 
 Einladung, Störungs- und Bewaffnungsverbot 

  
 (1) Wer zu einer öffentlichen Versammlung oder zu einem 

Aufzug einlädt, muss als Veranstalter in der Einladung sei-
nen Namen angeben. 

  
 (2) Bei öffentlichen Versammlungen und Aufzügen hat jeder 

Störungen zu unterlassen, die bezwecken, die ordnungsge-
mäße Durchführung zu verhindern. 

  
 (3) Niemand darf bei öffentlichen Versammlungen oder Auf-

zügen Waffen oder sonstige Gegenstände, die ihrer Art nach 
zur Verletzung von Personen oder zur Beschädigung von 
Sachen geeignet und bestimmt sind, mit sich führen, ohne 
dazu behördlich ermächtigt zu sein. Ebenso ist es verboten, 
ohne behördliche Ermächtigung Waffen oder die in Satz 1 
genannten Gegenstände auf dem Weg zu öffentlichen Ver-
sammlungen oder Aufzügen mit sich zu führen, zu derarti-
gen Veranstaltungen hinzuschaffen oder sie zur Verwen-
dung bei derartigen Veranstaltungen bereitzuhalten oder zu 
verteilen. 
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 § 3 
 Uniformierungsverbot 

  
 Es ist verboten, in einer öffentlichen Versammlung  

Uniformen, Uniformteile oder uniformähnliche Kleidungs-
stücke als Ausdruck einer gemeinsamen politischen Gesin-
nung zu tragen, sofern davon eine einschüchternde Wirkung 
ausgeht. 

  
  

 Abschnitt 2 
 Öffentliche Versammlungen in geschlossenen Räumen 
  
 § 4 
 Verbot einer öffentlichen Versammlung 

  
 Das Abhalten einer Versammlung in einem geschlossenen 

Raum kann nur im Einzelfall und nur dann verboten werden, 
wenn 

  
 1.  der Veranstalter unter die Vorschriften des § 1 Abs. 2 

Nrn. 1 bis 4 fällt, und im Falle von § 1 Abs. 2 Nr. 4 das 
Verbot durch die zuständige Behörde festgestellt wor-
den ist, 

  
 2.  der Veranstalter oder Leiter der Versammlung Teil-

nehmern Zutritt gewährt, die Waffen oder sonstige 
Gegenstände im Sinne von § 2 Abs. 3 mit sich führen, 

  
 3.  Tatsachen festgestellt sind, aus denen sich ergibt, 

dass der Veranstalter oder sein Anhang einen gewalt-
tätigen oder aufrührerischen Verlauf der Versammlung 
anstreben, 
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 4.  Tatsachen festgestellt sind, aus denen sich ergibt, 

dass der Veranstalter oder sein Anhang Ansichten 
vertreten oder Äußerungen dulden werden, die ein 
Verbrechen oder ein von Amts wegen zu verfolgendes 
Vergehen zum Gegenstand haben. 

  
 § 5 
 Beschränkung des Teilnehmerkreises 

  
 (1) Bestimmte Personen oder Personenkreise können in der 

Einladung von der Teilnahme an einer Versammlung ausge-
schlossen werden. 

  
 (2) Pressevertreter können nicht ausgeschlossen werden; 

sie haben sich dem Leiter der Versammlung gegenüber 
durch ihren Presseausweis ordnungsgemäß auszuweisen. 

  
 § 6 
 Versammlungsleiter 

  
 (1) Jede öffentliche Versammlung muss einen Leiter haben. 

Dies gilt nicht für Spontanversammlungen nach § 12 Abs. 1 
Satz 2. 

  
 (2) Leiter der Versammlung ist der Veranstalter. Wird die 

Versammlung von einer Vereinigung veranstaltet, so ist ihr 
Vorsitzender der Leiter. 

  
 (3) Der Veranstalter kann die Leitung einer anderen Person 

übertragen. 
  
 (4) Der Leiter übt das Hausrecht aus. 
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 § 7 
 Rechte und Pflichten des Versammlungsleiters 

  
 Der Leiter bestimmt den Ablauf der Versammlung. Er hat 

während der Versammlung für Ordnung zu sorgen. Er kann 
die Versammlung jederzeit unterbrechen oder schließen. Er 
bestimmt, wann eine unterbrochene Versammlung fortge-
setzt wird. 

  
 § 8 
 Ordner 

  
 (1) Der Leiter kann sich bei der Durchführung seiner Rechte 

aus § 7 der Hilfe einer angemessenen Zahl ehrenamtlicher 
Ordner bedienen. Diese dürfen keine Waffen oder sonstigen 
Gegenstände im Sinne von § 2 Abs. 3 mit sich führen. Sie 
müssen geeignet und durch Armbinden, die nur die Be-
zeichnung „Ordner“ tragen dürfen, kenntlich sein. 

  
 (2) Der Leiter ist verpflichtet, die Zahl der von ihm bestellten 

Ordner auf Anfordern mitzuteilen. Die zuständige Behörde 
kann die Zahl der Ordner angemessen beschränken. 

  
 § 9 
 Teilnehmerpflichten 

  
 Alle Versammlungsteilnehmer sind verpflichtet, die zur Auf-

rechterhaltung der Ordnung getroffenen Anweisungen des 
Leiters oder der von ihm bestellten Ordner zu befolgen. 
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 § 10 
 Ausschlussrecht 

  
 (1) Der Leiter kann Teilnehmer, welche die Ordnung gröblich 

stören, von der Versammlung ausschließen. 
  

 (2) Wer aus der Versammlung ausgeschlossen wird, hat sie 
sofort zu verlassen. 

  
 § 11 
 Auflösung einer Versammlung 

  
 (1) Die Polizei kann die Versammlung nur dann und unter 

Angabe des Grundes auflösen, wenn 
  
 1.  der Veranstalter unter die Vorschriften des § 1 Abs. 2 

Nrn. 1 bis 4 fällt, und im Falle von § 1 Abs. 2 Nr. 4 das 
Verbot durch die zuständige Behörde festgestellt wor-
den ist, 

  
 2.  die Versammlung einen gewalttätigen oder aufrühreri-

schen Verlauf nimmt oder unmittelbare Gefahr für Le-
ben und Gesundheit der Teilnehmer besteht, 

  
 3.  der Leiter Personen, die Waffen oder sonstige Ge-

genstände im Sinne von § 2 Abs. 3 mit sich führen, 
nicht sofort ausschließt und für die Durchführung des 
Ausschlusses sorgt, 

  
 4. durch den Verlauf der Versammlung gegen Strafge-

setze verstoßen wird, die ein Verbrechen oder von 
Amts wegen zu verfolgendes Vergehen zum 
Gegenstand haben, oder wenn in der Versammlung zu 
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solchen Straftaten aufgefordert oder angereizt wird 
und der Leiter dies nicht unverzüglich unterbindet. 

  
 In den Fällen von Satz 1 Nrn. 2 bis 4 ist die Auflösung nur 

zulässig, wenn andere polizeiliche Maßnahmen, insbesonde-
re eine Unterbrechung, nicht ausreichen. 

  
 (2) Sobald eine Versammlung für aufgelöst erklärt ist, haben 

alle Teilnehmer sich sofort zu entfernen. 
  
  

 Abschnitt 3 
 Öffentliche Versammlungen unter freiem Himmel  

und Aufzüge 
  
 § 12 
 Anmeldepflicht 

  
 (1) Wer die Absicht hat, eine öffentliche Versammlung unter 

freiem Himmel oder einen Aufzug zu veranstalten, hat dies 
spätestens 48 Stunden vor der Bekanntgabe der zuständi-
gen Behörde unter Angabe des Gegenstandes der Ver-
sammlung oder des Aufzuges anzumelden. Dies gilt nicht 
für Versammlungen, die sich aus aktuellem Anlass augen-
blicklich und ohne Veranstalter bilden (Spontanversamm-
lungen), und für Versammlungen, bei denen der mit der Ver-
sammlung verfolgte Zweck bei Einhaltung der Anmeldefrist 
nicht erreicht werden kann (Eilversammlungen). 

  
 (2) In der Anmeldung ist anzugeben, welche Person für die 

Leitung der Versammlung oder des Aufzuges verantwortlich 
sein soll. 
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 (3) Die zuständige Behörde erörtert mit dem Veranstalter 
Einzelheiten der Durchführung der Versammlung, insbeson-
dere geeignete Maßnahmen zur Wahrung der öffentlichen 
Sicherheit, und wirkt auf eine ordnungsgemäße Durchfüh-
rung der Versammlung hin. Dem Veranstalter ist Gelegen-
heit zu geben, sich zu äußern und sachdienliche Fragen zu 
stellen. Der Veranstalter soll mit den zuständigen Behörden 
kooperieren, insbesondere Auskunft über Art, Umfang und 
vorgesehenen Ablauf der Veranstaltung geben. 

  
§ 2 § 13 

Verbot von Versammlungen unter freiem Himmel  
oder von Aufzügen - Schutzgüter 

Beschränkungen, Verbote, Auflösung 

  
(1) Die zuständige Behörde kann die Versammlung oder den 
Aufzug verbieten oder von bestimmten Auflagen abhängig ma-
chen, wenn nach den zur Zeit des Erlasses der Verfügung er-
kennbaren Umständen die öffentliche Sicherheit oder Ordnung 
bei Durchführung der Versammlung oder des Aufzuges unmittel-
bar gefährdet ist. 

(1) Die zuständige Behörde kann die Versammlung oder den 
Aufzug _______ von bestimmten Beschränkungen abhängig 
machen oder verbieten, wenn nach den zur Zeit des Erlasses 
der Verfügung erkennbaren Umständen die öffentliche Sicherheit 
______ bei Durchführung der Versammlung oder des Aufzuges 
unmittelbar gefährdet ist. 

  
(2) Eine Versammlung unter freiem Himmel oder ein Aufzug 
kann insbesondere verboten oder von bestimmten Auflagen ab-
hängig gemacht werden, wenn 

(2) Eine Versammlung unter freiem Himmel oder ein Aufzug 
kann insbesondere auch dann von bestimmten Beschränkun-
gen abhängig gemacht oder verboten werden, wenn 

  
1. die Versammlung oder der Aufzug an einem Ort oder Tag 

stattfindet, der in besonderer Weise an  
1. die Versammlung oder der Aufzug an einem Ort oder Tag 

stattfindet, der in besonderer Weise an 
  

a) Menschen, die unter der nationalsozialistischen Ge-
waltherrschaft aus rassischen, religiösen oder politi-
schen Gründen oder wegen einer Behinderung Opfer 
menschenunwürdiger Behandlung waren,  

a) unverändert 
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b) Menschen, die Widerstand gegen die nationalsozialis-
tische Gewaltherrschaft geleistet haben, 

b) unverändert 

  
c) die zivilen oder militärischen Opfer von Kriegen, c) die zivilen oder militärischen Opfer des zweiten Welt-

krieges, 
  
d) die schweren Menschenrechtsverletzungen während 

der Zeiten der sowjetischen Besatzung und der SED-
Diktatur 

d) die Opfer der schweren Menschenrechtsverletzungen 
während der Zeiten der sowjetischen Besatzung und 
der SED-Diktatur 

  
erinnert und erinnert und 

  
2. nach den zur Zeit des Erlasses der Verfügung konkret 

feststellbaren Umständen zu besorgen ist, dass durch die 
Versammlung oder den Aufzug die Würde oder Ehre von 
Personen im Sinne von Nummer 1 verletzt wird. 

2. nach den zurzeit des Erlasses der Verfügung konkret 
feststellbaren Umständen zu besorgen ist, dass durch die 
Art und Weise der Durchführung der Versammlung  
oder des Aufzuges die Gefahr einer erheblichen Ver-
letzung ethischer und sozialer Grundanschauungen 
besteht, insbesondere die Würde oder Ehre von Perso-
nen im Sinne von Satz 1 Nr. 1 verletzt wird. 

  
Gleiches gilt unter der Voraussetzung von Satz 1 Nr. 2, wenn 
die Versammlung oder der Aufzug an einem Tag stattfindet, 
der an die Schrecken der nationalsozialistischen Gewaltherr-
schaft erinnert oder unter dieser besonders begangen wurde. 

Gleiches gilt ________, wenn die Versammlung oder der Aufzug 
an einem Tag stattfindet, der 

  
 1. an die Schrecken der nationalsozialistischen Gewaltherr-

schaft erinnert oder 
  
 2. unter dieser besonders begangen wurde. 
  
(3) Eine Versammlung oder ein Aufzug verletzt die Würde der 
Opfer nach Absatz 2 Satz  1 Nr. 2 insbesondere, wenn die Ver-
sammlung oder der Aufzug 

(3) Eine Versammlung oder ein Aufzug verletzt die ethischen 
und sozialen Grundanschauungen in erheblicher Weise re-
gelmäßig dann, wenn die Versammlung oder der Aufzug 
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a)  die nationalsozialistische Gewaltherrschaft oder einzelne 

ihrer Organe oder Vertreter als vorbildlich oder ehrenhaft 
darstellt, das durch sie begangene Unrecht oder die Ver-
antwortung des nationalsozialistischen Regimes für den 
zweiten Weltkrieg und dessen Folgen leugnet, verharmlost 
oder gegen die Verantwortung anderer aufrechnet, 

1.  die nationalsozialistische Gewaltherrschaft billigt, ver-
herrlicht, rechtfertigt oder verharmlost, auch durch 
das Gedenken an führende Repräsentanten des Nati-
onalsozialismus, und dadurch die Gefahr einer Beein-
trächtigung der Würde oder Ehre der Opfer besteht, 

  
b)  nach dem äußeren Ablauf oder Gegenstand an national-

sozialistische Äußerungen oder Darstellungen anknüpft, 
2.  durch die Art und Weise der Durchführung ein Klima 

der Gewaltdemonstration oder potentieller Gewaltbe-
reitschaft erzeugt oder durch das Gesamtgepräge an 
die Riten und Symbole der nationalsozialistischen 
Gewaltherrschaft anknüpft und Dritte hierdurch einge-
schüchtert werden, 

  
c)  gegen Aussöhnung und Völkerverständigung auftritt oder 3.  das friedliche Zusammenleben der Völker stört oder 
  
d)  die Menschenrechtsverletzungen nach Absatz 2 Nr. 1 d) 

verharmlost oder leugnet. 
4.  die Menschenrechtsverletzungen nach Absatz 2 Satz 1 

Nr. 1 Buchst. d_ verharmlost oder leugnet und dadurch 
die Gefahr einer Beeinträchtigung der Würde oder Eh-
re der Opfer besteht. 

  
(4) Die zuständige Behörde kann eine Versammlung oder einen 
Aufzug auflösen, wenn sie nicht angemeldet sind, wenn von den 
Angaben der Anmeldung abgewichen oder den Auflagen zuwi-
dergehandelt wird oder wenn die Voraussetzungen zu einem 
Verbot nach Absatz 1 oder 2 gegeben sind. 

(4) Die zuständige Behörde kann eine Versammlung oder einen 
Aufzug auflösen, wenn __________ die Voraussetzungen zu 
einem Verbot nach Absatz 1 oder 2 gegeben sind. Sie kann eine 
Versammlung oder einen Aufzug, die oder der nach Maßga-
be von § 12 Abs. 1 Satz 1 anzumelden war, darüber hinaus 
auflösen, wenn  
 

1. keine Anmeldung erfolgte,  
2. von den Angaben der Anmeldung abgewichen wird  
oder  
3. den Beschränkungen zuwidergehandelt wird und ande-
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re Maßnahmen nicht ausreichen. 
  
(5) Eine verbotene Versammlung ist aufzulösen. (5) unverändert 
  

§ 3 § 14 
Erinnerungsorte und Erinnerungstage Erinnerungsorte und Erinnerungstage 

  
(1) Orte nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 sind insbesondere: (1) Orte nach § 13 Abs. 2 Satz 1 sind __________: 
   

1. das Konzentrationslager-Gedenkstätte Lichtenburg Pret-
tin, 

1. die KZ-Gedenkstätte Lichtenburg Prettin, 

  
2. die Gedenkstätte für Opfer der NS-„Euthanasie“ Bernburg, 2. unverändert 
  
3. die Gedenkstätte Langenstein-Zwieberge, 3. unverändert 
  
4. die Gedenkstätte „Roter Ochse“ Halle (nach § 2 Abs. 2 

Nr. 1 a-d), 
4. die Gedenkstätte „Roter Ochse“ Halle (Saale) 

  
5. das Mahnmal in Dolle für ermordete Häftlinge des Kon-

zentrationslagers Mittelbau-Dora, 
5. das Mahnmal in Dolle für ermordete Häftlinge des KZ Mit-

telbau-Dora, 
  
6. die Gedenkstätte Feldscheune Isenschnibbe Gardelegen, 6. die Mahn- Gedenkstätte Feldscheune Isenschnibbe Gar-

delegen, 
  
7. die Gedenkstätte Wernigerode, 7. die Mahn- und Gedenkstätte Veckenstedter Weg Werni-

gerode 
  
8. die Gedenkstätte Moritzplatz (nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 d), 8. die Gedenkstätte Moritzplatz Magdeburg _____, 
  
9. die Gedenkstätte „Deutsche Teilung“ Marienborn (nach 

§ 2 Abs. 2 Nr. 1 d), 
9. die Gedenkstätte _Deutsche Teilung_ Marienborn _____. 
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10. Gräberstätten im Sinne von § 1 Abs. 2 des Gräbergeset-

zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. August 
2005 (BGBl. I S. 2426), in der jeweils geltenden Fassung. 

10.  wird gestrichen 

  
 Die räumliche Abgrenzung der in Satz 1 Nrn. 1 bis 9 genann-

ten Orte ergibt sich aus den Anlagen zu diesem Gesetz. 
  
(2) Tage nach § 2 Abs. 2 Satz 2  1. Alternative sind insbesondere 
der 27. und 30. Januar, der 8. Mai, der 20. Juli, der 1. September 
sowie der 9. November. Tag nach § 2 Abs. 2 Satz 2  2. Alternati-
ve ist der 20. April. 

(2) Tage nach § 13 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 sind ____ der 27. und  
30. Januar, der 8. Mai, der 20. Juli, der 1. September sowie der 
9. November. Tag nach § 13 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 ist der 20. April. 

  
(3) Die Regelungen des Gesetzes über die Sonn- und Feiertage 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. August 2004 
(GVBl. LSA S. 538), geändert durch § 13 Abs. 1 des Gesetzes 
vom 22. November 2006 (GVBl. LSA S. 528), bleiben unberührt. 

(3) ____ Das Gesetz__ über die Sonn- und Feiertage in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 25. August 2004 (GVBl. LSA 
S. 538), geändert durch § 13 Abs. 1 des Gesetzes vom 22. No-
vember 2006 (GVBl. LSA S. 528), bleibt unberührt. 

  
 § 15 
 Bewaffnungs- und Vermummungsverbot 

  
 (1) Es ist verboten, bei öffentlichen Versammlungen unter 

freiem Himmel oder bei Aufzügen oder auf dem Weg dorthin 
Gegenstände, die als Schutzwaffen geeignet und den Um-
ständen nach dazu bestimmt sind, Vollstreckungsmaßnah-
men eines Trägers von öffentlich-rechtlichen Befugnissen 
abzuwehren, mit sich zu führen. 

  
 (2) Es ist auch verboten, 
  
 1.  an derartigen Veranstaltungen in einer Aufmachung, 

die geeignet und den Umständen nach darauf gerich-
tet ist, die Feststellung der Identität zu verhindern, 
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teilzunehmen oder den Weg zu derartigen Veranstal-
tungen in einer solchen Aufmachung zurückzulegen, 

  
 2.  bei derartigen Veranstaltungen oder auf dem Weg 

dorthin Gegenstände mit sich zu führen, die geeignet 
und den Umständen nach dazu bestimmt sind, die 
Feststellung der Identität zu verhindern. 

  
 (3) Die zuständige Behörde soll Ausnahmen von den Verbo-

ten der Absätze 1 und 2 zulassen, wenn eine Gefährdung der 
Friedlichkeit nicht zu besorgen ist. Sie kann zur Durchset-
zung der Verbote der Absätze 1 und 2 Anordnungen treffen. 
Sie kann insbesondere Personen, die diesen Verboten zuwi-
derhandeln, von der Veranstaltung ausschließen. 

  
 § 16 
 Durchführung einer Versammlung unter freiem Himmel 

  
 (1) Für Versammlungen unter freiem Himmel sind § 6 Abs. 1, 

die §§ 7, 8 Abs. 1, die §§ 9, 10 Abs. 2 und § 11 Abs. 2 ent-
sprechend anzuwenden. 

  
 (2) Die Verwendung von Ordnern bedarf der Genehmigung. 

Sie ist bei der Anmeldung zu beantragen. 
  
 (3) Die Polizei kann Teilnehmer, welche die Ordnung gröb-

lich stören, von der Versammlung ausschließen. 
  

 § 17 
 Durchführung eines Aufzugs 

  
 (1) Der Leiter des Aufzuges hat für den ordnungsmäßigen 

Ablauf zu sorgen. Er kann sich der Hilfe ehrenamtlicher 
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Ordner bedienen, für welche § 8 Abs. 1 und § 16 gelten. 
  
 (2) Die Teilnehmer sind verpflichtet, die zur Aufrechterhal-

tung der Ordnung getroffenen Anordnungen des Leiters  
oder der von ihm bestellten Ordner zu befolgen. 

  
 (3) Vermag der Leiter sich nicht durchzusetzen, so ist er ver-

pflichtet, den Aufzug für beendet zu erklären. 
  
 (4) Die Polizei kann Teilnehmer, welche die Ordnung gröb-

lich stören, von dem Aufzug ausschließen. 
  
 § 18 
 Bild- und Tonaufzeichnungen 

  
 (1) Die Polizei darf Bild- und Tonaufzeichnungen von Teil-

nehmern bei oder im Zusammenhang mit öffentlichen Ver-
sammlungen nur anfertigen, wenn tatsächliche Anhalts-
punkte die Annahme rechtfertigen, dass von ihnen erhebli-
che Gefahren für die öffentliche Sicherheit ausgehen. Die 
Maßnahmen dürfen auch durchgeführt werden, wenn Dritte 
unvermeidbar betroffen werden.  

  
 (2) Die Unterlagen sind nach Beendigung der öffentlichen 

Versammlung oder zeitlich und sachlich damit unmittelbar 
im Zusammenhang stehender Ereignisse unverzüglich zu 
vernichten, soweit sie nicht benötigt werden 

  
 1.  für die Verfolgung von Straftaten von Teilnehmern  

oder 
  
 2.  im Einzelfall zur Gefahrenabwehr, weil die betroffene 

Person verdächtigt ist, Straftaten bei oder im Zusam-
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menhang mit der öffentlichen Versammlung vorberei-
tet oder begangen zu haben, und deshalb zu besorgen 
ist, dass von ihr erhebliche Gefahren für künftige öf-
fentliche Versammlungen oder Aufzüge ausgehen. 

  
 Unterlagen, die aus den in Satz 1 Nr. 2 aufgeführten Grün-

den nicht vernichtet wurden, sind in jedem Fall spätestens 
nach Ablauf von drei Monaten seit ihrer Entstehung zu ver-
nichten, es sei denn, sie würden inzwischen zu dem in Satz 
1 Nr. 1 aufgeführten Zweck benötigt. 

  
 (3) Die Befugnisse zur Erhebung personenbezogener Infor-

mationen nach Maßgabe der Strafprozessordnung und des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten bleiben unberührt. 

  
 (4) Für Bild- und Tonaufnahmen von Teilnehmern gilt Ab-

satz 1 entsprechend. 
  

 § 19 
 Einschränkung von Grundrechten 
  

 Die §§ 12 bis 18 schränken das Grundrecht der Versamm-
lungsfreiheit (Artikel 8 Abs. 1 des Grundgesetzes, Artikel 12 
Abs. 1 der Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt) ein. § 18 
schränkt das Grundrecht auf den Schutz personenbezoge-
ner Daten (Artikel 2 Abs. 1 in Verbindung mit Artikel 1 Abs. 1 
des Grundgesetzes, Artikel 6 Abs. 1 der Verfassung des 
Landes Sachsen-Anhalt) ein.  
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 Abschnitt 4 
 Straf- und Bußgeldvorschriften 
  
 § 20 
 Störung von Versammlungen 

  
 Wer in der Absicht, nicht verbotene öffentliche Versamm-

lungen oder Aufzüge zu verhindern oder zu sprengen oder 
sonst ihre Durchführung zu vereiteln, Gewalttätigkeiten vor-
nimmt oder androht oder grobe Störungen verursacht, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft. 

  
 § 21 
 Störung der Versammlungsleitung 

  
 Wer bei einer öffentlichen Versammlung oder einem Aufzug 

dem Leiter oder einem Ordner in der rechtmäßigen Aus-
übung seiner Ordnungsbefugnisse mit Gewalt oder Drohung 
mit Gewalt Widerstand leistet oder ihn während der recht-
mäßigen Ausübung seiner Ordnungsbefugnisse tätlich an-
greift, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

  
 § 22 
 Öffentliche Aufforderung zur Teilnahme an einer 

verbotenen Versammlung 
  
 Wer öffentlich, in einer Versammlung oder durch Verbreiten 

von Schriften, Ton- oder Bildträgern, Abbildungen oder an-
deren Darstellungen zur Teilnahme an einer öffentlichen 
Versammlung oder einem Aufzug auffordert, nachdem die 
Durchführung durch ein vollziehbares Verbot untersagt oder 
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die Auflösung angeordnet worden ist, wird mit Freiheitsstra-
fe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 

  
 § 23 
 Einsatz bewaffneter Ordner 

  
 Wer als Leiter einer öffentlichen Versammlung oder eines 

Aufzuges Ordner verwendet, die Waffen oder sonstige Ge-
genstände, die ihrer Art nach zur Verletzung von Personen 
oder Beschädigung von Sachen geeignet und bestimmt 
sind, mit sich führen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 

  
 § 24 
 Missachtung von Beschränkungen 

  
 Wer als Leiter einer öffentlichen Versammlung unter freiem 

Himmel oder eines Aufzuges 
  
 1.  die Versammlung oder den Aufzug wesentlich anders 

durchführt, als die Veranstalter bei der Anmeldung 
angegeben haben, oder 

  
 2.  vollziehbaren Beschränkungen nach § 13 Abs. 1, 2  

oder 4 nicht nachkommt, 
  
 wird mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geld-

strafe bis zu einhundertachtzig Tagessätzen bestraft. 
  

 § 25 
 Missachtung von Verbots- oder Auflösungsverfügungen 

  
 Wer als Veranstalter oder Leiter eine öffentliche Versamm-
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lung oder einen Aufzug trotz vollziehbaren Verbots durch-
führt oder trotz Auflösung oder Unterbrechung durch die 
Polizei fortsetzt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
oder mit Geldstrafe bestraft. 

  
 § 26 
 Missachtung des Bewaffnungs- oder Vermummungsverbots 

  
 (1) Wer bei öffentlichen Versammlungen oder Aufzügen Waf-

fen oder sonstige Gegenstände, die ihrer Art nach zur Ver-
letzung von Personen oder Beschädigung von Sachen ge-
eignet und bestimmt sind, mit sich führt, ohne dazu behörd-
lich ermächtigt zu sein, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. Ebenso wird bestraft, wer 
ohne behördliche Ermächtigung Waffen oder sonstige Ge-
genstände im Sinne des Satzes 1 auf dem Weg zu öffentli-
chen Versammlungen oder Aufzügen mit sich führt, zu der-
artigen Veranstaltungen hinschafft oder sie zur Verwendung 
bei derartigen Veranstaltungen bereithält oder verteilt. 

  
 (2) Wer 
  
 1.  entgegen § 15 Abs. 1 bei öffentlichen Versammlungen 

unter freiem Himmel oder bei Aufzügen oder auf dem 
Weg dorthin Schutzwaffen oder Gegenstände, die als 
Schutzwaffen geeignet und den Umständen nach dazu 
bestimmt sind, Vollstreckungsmaßnahmen eines Trä-
gers von öffentlich-rechtlichen Befugnissen abzuweh-
ren, mit sich führt, 

  
 2.  entgegen § 15 Abs. 2 Nr. 1 an derartigen Veranstaltun-

gen in einer Aufmachung, die geeignet und den Um-
ständen nach darauf gerichtet ist, die Feststellung der 
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Identität zu verhindern, teilnimmt oder den Weg zu 
derartigen Veranstaltungen in einer solchen Aufma-
chung zurücklegt oder 

  
 3.  sich im Anschluss an oder sonst im Zusammenhang 

mit derartigen Veranstaltungen mit anderen zusam-
menrottet und dabei 

  
 a)  Waffen oder sonstige Gegenstände, die ihrer Art 

nach zur Verletzung von Personen oder Beschädi-
gung von Sachen geeignet und bestimmt sind, mit 
sich führt, 

  
 b)  Schutzwaffen oder sonstige in Nummer 1 bezeich-

nete Gegenstände mit sich führt oder 
  
 c)  in der in Nummer 2 bezeichneten Weise aufge-

macht ist, 
  
 wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstra-

fe bestraft. 
  

 § 27 
 Missachtung des Uniformierungsverbots 

  
 Wer der Vorschrift des § 3 zuwiderhandelt, wird mit Frei-

heitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe be-
straft. 

  
 § 28 
 Ordnungswidrigkeiten 

  
 (1) Ordnungswidrig handelt, wer 
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 1.  an einer öffentlichen Versammlung oder einem Aufzug 

teilnimmt, deren Durchführung durch vollziehbares 
Verbot untersagt ist, 

  
 2.  eine öffentliche Versammlung unter freiem Himmel 

oder einen Aufzug ohne die nach § 12 Abs. 1 Satz 1 er-
forderliche Anmeldung durchführt, 

  
 3.  entgegen § 15 Abs. 2 Nr. 2 bei einer öffentlichen Ver-

sammlung unter freiem Himmel oder einem Aufzug 
oder auf dem Weg dorthin Gegenstände, die geeignet 
und den Umständen nach dazu bestimmt sind, die 
Feststellung der Identität zu verhindern, mit sich führt, 

  
 4.  sich trotz Auflösung einer öffentlichen Versammlung 

oder eines Aufzuges durch die zuständige Behörde 
nicht unverzüglich entfernt, 

  
 5.  als Teilnehmer einer öffentlichen Versammlung unter 

freiem Himmel oder eines Aufzuges einer vollziehba-
ren Beschränkung nach § 13 Abs. 1 oder 2 nicht nach-
kommt, 

  
 6.  trotz wiederholter Zurechtweisung durch den Leiter 

oder einen Ordner fortfährt, den Ablauf einer öffent-
lichen Versammlung oder eines Aufzuges zu stören, 

  
 7.  sich nicht unverzüglich nach seiner Ausschließung 

aus einer öffentlichen Versammlung oder einem Auf-
zug entfernt, 

  
 8.  der Aufforderung, die Zahl der von ihm bestellten 
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Ordner mitzuteilen, nicht nachkommt oder eine un-
richtige Zahl mitteilt (§ 8 Abs. 2) oder 

  
 9.  als Leiter oder Veranstalter einer öffentlichen Ver-

sammlung oder eines Aufzuges eine größere Zahl von 
Ordnern verwendet, als zugelassen oder genehmigt 
wurde (§ 8 Abs. 2, § 16 Abs. 2), oder Ordner verwen-
det, die anders gekennzeichnet sind, als es nach § 8 
Abs. 1 zulässig ist. 

  
 (2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis ein-

tausendfünfhundert Euro geahndet werden. 
  

 § 29 
 Voraussetzungen der Einziehung 

  
 Gegenstände, auf die sich eine Straftat nach § 26 oder § 27 

oder eine Ordnungswidrigkeit nach § 28 Abs. 1 Nr. 3 oder 4 
bezieht, können eingezogen werden. § 74a des Strafgesetz-
buches und § 23 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
sind anzuwenden. 

  
 Abschnitt 5 
 Schlussbestimmungen 
  

§ 4 § 4 
Verordnungsermächtigung Verordnungsermächtigung 

  
Das für das Versammlungsrecht zuständige Ministerium kann die 
Abgrenzung der Orte nach § 3 Abs. 1 durch Rechtsverordnung 
näher bestimmen. 

wird gestrichen 
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§ 5 § 5 
Einschränkung von Grundrechten Einschränkung von Grundrechten 

  
Dieses Gesetz beschränkt die Grundrechte nach Artikel 8 Abs. 2 
des Grundgesetzes und Artikel 12 der Verfassung des Landes 
Sachsen-Anhalt. 

wird gestrichen 

  
§ 6 § 30 

Inkrafttreten Inkrafttreten 
  
Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. unverändert 
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